
SONNABEND, 22. FEBRUAR 2020 LOKALES 1212 STANDPUNKTE
Sonnabend, 22. Februar 2020

Deutsche Hochseefischerei und der Brexit

Deutsch ist nur
noch die Flagge
der Hochseetrawler

Diese Woche

von Thomas Sassen

D
er bevorstehende Brexit
hat das Zeug dazu, die
Deutsche Hochseefische-
rei in schwere See zu

bringen. So jedenfalls ist die öffent-
liche Wahrnehmung. Falls die He-
ringsfanggründe für die deutschen
Trawler in den britischen Küstenge-
wässern gesperrt würden, wie es
sich die dortigen Fischer wün-
schen, würden die Quoten für min-
destens zwei große Schiffe wegfal-
len. Damit wäre die Versorgung in
Europas größter Heringsverarbei-
tung Eurobaltic in Saßnitz gefähr-
det. Das erfuhren die Mitglieder
und Gäste des Nautischen Vereins
am Montag vom Vorsitzenden des
Verbandes der Deutschen Hochsee-
fischerei, Dr. Uwe Richter.

Aber sie lernten noch mehr.
Nämlich, dass die deutsche Flotte
nur noch aus sieben großen Schif-
fen besteht mit gut 400 Seeleuten,
von denen die wenigsten aus
Deutschland kommen. Zusammen
mit den Büroarbeitsplätzen geht es
in der Branche vielleicht um rund
500 Arbeitsplätze.

Richtig ist, dass deren Wohl und
Wehe zumindest teilweise von den
deutschen Fangquoten abhängig
ist. Das Geschäft machen allerdings
schon seit Jahrzehnten keine deut-
schen Eigentümer mehr, auch
wenn der Name der in Cuxhaven
ansässigen „Deutsche Fischfang-
Union“ diesen Eindruck vermittelt.
Eigentümer ist seit rund 30 Jahren
der isländische Fischereikonzern
Samherji.

Bei der Bremerhavener Dogger-
bank Seefischerei GmbH, dem
zweiten großen Player, der auf
deutsche Quoten fischt, sieht es
nicht anders aus. Eigentümer ist
ebenfalls keine deutsche Reederei,
sondern die niederländische, inter-
national agierende Parlevliet & van
der Plas-Gruppe, bei der Dr. Uwe
Richter als Geschäftsführer der

Doggerbank Seefischerei GmbH
fungiert.

Es handelt sich also um einen re-
lativ kleinen Kreis von Betroffenen
und dazu um einen Etiketten-
schwindel, wenn sich die Politik
und insbesondere der EU-Unter-
händler David McAllister von der
CDU sich für die Interessen der so-
genannten Deutschen Hochseefi-
scherei im Streit um den Brexit ein-
setzt.

Deutsch ist daran nicht viel mehr
als die Flagge am Heck der Schiffe
und die millionenschwere Fang-
quote. Nicht, dass ich falsch ver-
standen werde: Insbesondere die
drei Standorte Cuxhaven, Bremer-
haven und Saßnitz haben große
Vorteile dadurch, dass die Reede-
reien und Verarbeitungsbetriebe
hier ihren Verwaltungssitz haben.
Rund sieben Millionen Euro blei-
ben jährlich in Cuxhaven hängen,
weil die Schiffe hier gemangt, ge-
wartet und ausgerüstet werden.
Das Cuxhavener Kühlhaus lebt zu
einem guten Teil von den Anlan-
dungen der großen Trawler. Nicht
zuletzt gehört die Deutsche Fisch-
fang Union zu den größten Gewer-
besteuerzahlern in Cuxhaven.

Einen Weltuntergang würde die
Sperrung der britischen Gewässer,
wenn sie denn käme, für die Reede-
reien aber wohl kaum bedeuten.
Hochsee-Fischfang ist schon lange
ein internationales Geschäft, das
vom Tausch und Handel von Fang-
quoten lebt und von wenigen Kon-
zernen beherrscht wird, zu denen
die oben genannten Namen gehö-
ren. Und die Konzerne würden si-
cher Mittel und Wege finden (oder
haben sie schon gefunden), um
nach einem Brexit weiter in briti-
schen Gewässern fischen zu dür-
fen. Und wenn sie einen Teil ihrer
Flotte nach Großbritannien ausflag-
gen. Insofern war die Lehrstunde
von Dr. Uwe Richter beim Nauti-
schen Verein sehr aufschlussreich.

Das Sonnabend-Gespräch

Politiker nur noch „Fußabtreter“?

Bedrohungen
und Pöbeleien
greifen um sich

Von Egbert Schröder

M
an kann sie sachlich
kritisieren, ihre Kompe-
tenz hinterfragen und
ihre Entscheidungen

infrage stellen. Aber eines darf man
nicht: Sie bedrohen.

Doch gerade das erleben immer
mehr Kommunalpolitiker in
Deutschland – und auch im Land-
kreis Cuxhaven: Wenn der Privat-
wagen des Cuxhavener Stadtrats-
und Kreistagspolitikers Gunnar
Wegener mit Farbe übergossen
wird, dann ist das schon alarmie-
rend genug.

Ob Initiativen zur Integration
von Ausländern, die Abschaffung
von Straßenausbaubeitragssatzun-
gen oder umstrittene Investitionen
– der zumeist digitale Shitstorm
lässt nicht lange auf sich warten,
wenn Politikerinnen und Politiker
vor Ort Entscheidungen treffen. Ist
ja auch leicht, sich – am besten
anonym im Internet – über die eh-
renamtlich aktiven Politiker zu be-
klagen, die durch gesetzlich verord-
nete Auflagen oft zwingend not-
wendige Investitionen in sechs-
oder siebenstelliger Höhe umsetzen
müssen, obwohl sie möglicherwei-
se andere Projekte in ihrem Hei-
matort lieber fördern würden.

Aber Fakt ist nun einmal: Die so-
genannten „freiwilligen Ausga-
ben“, die die Politik noch eigen-
ständig steuern kann, sind durch
die Pflichtaufgaben des Bundes und
der Länder sehr begrenzt. Beispiel
Hemmoor und Land Hadeln: Dort
müssen neue Feuerwehrhäuser ent-

stehen, weil sie den aktuellen Stan-
dards nicht mehr entsprechen. Das
bindet Finanzmittel in Millionenhö-
he. Und das gilt auch für die Be-
treuung der Kinder: Eltern können
– so die Gesetzgebung – einen
Rechtsanspruch zur Betreuung ih-
rer Lütten geltend machen. Aber
was ist mit anderen Themen, die in
einer Kommune die Menschen be-
wegen? Wie sieht es aus mit einem
„Dorfladen“ im Ort? Wie kann man
die Mobilität von Bürgern in der
Provinz verbessern? Dies sind nur
zwei Fragen, auf die Bürger trotz
knapper Mittel Antworten und Ta-
ten von der Politik erwarten.

Wer öffentlich beschimpft, in In-
ternetforen persönlich angegriffen
oder gar am Telefon bedroht wird,
hat entweder starke Nerven oder
kapituliert. Die Cuxland-SPD orga-
nisiert in der nächsten Woche übri-
gens dazu passend eine Diskussi-
onsrunde mit Kommunal- und Lan-
despolitikern. Das Thema lautet:
„Kommunalpolitiker – die neuen
Fußabtreter der Gesellschaft?“. Ein
zu reißerischer Titel? Ich glaube
nicht. Der niedersächsische Städte-
und Gemeindebund berichtet von
„Pöbeleien, Verbalattacken und Be-
drohungen“ gegen viele kommuna-
le Mandatsträger. Es seien „keine
Einzelfälle“ mehr.

Bleibt nur zu hoffen, dass sich
dennoch viele Menschen bereit fin-
den, im Herbst 2021 bei der nächs-
ten Kommunalwahl anzutreten.
Denn die Kommunalpolitik ist
schließlich das elementare Element
unserer Demokratie.

Kommentar

„Alle unterstützen unser Projekt,
nur die CDU-Spitze nicht“
Es ist das größte Bau-und Investitionsvorhaben in
der Geschichte der Stadt Cuxhaven. Projekte mit
einem Gesamtvolumen von 200 Millionen Euro will
der Unternehmer Norbert Plambeck im Hafen-
quartier umsetzen. Doch noch bevor Baurecht be-
steht und mit der Sanierung der Kaimauer begon-
nen werden kann, hakt es. Das wichtige Kopf-
grundstück am Dugekai will die Siedlung nicht der
AFH GmbH für eine Tourismusakademie sondern ei-
nem Hotelinvestor verkaufen. Damit gerät mögli-
cherweise das Gesamtkonzept in Gefahr. Über die
Hintergründe des aus seiner Sicht intransparenten
Verfahrens spricht der Investor in einem Interview
mit Redakteur Thomas Sassen Klartext.

Herr Plambeck, die Cuxhavener blicken ge-
spannt auf den Alten Fischereihafen. Wann ist
Baubeginn für Ihr Projekt?
Es ist ja bereits einiges passiert, leider kann
man vieles davon nicht sehen. Neben Auf-
räumarbeiten, Abriss der Hochwasserschutz-
wand und der alten, baufälligen Auktionshalle
vor den Fischhallen ist in den Bestandsgebäu-
den schon einiges verbessert worden. Der
Hauptteil unserer Arbeit betrifft bislang das
Bebauungsplanverfahren, das Nutzungskon-
zept und die Vorbereitung von Bauanträgen,
z.B. für die Hotels und die Kaimauersanierung
mit der Tiefgarage.

Die Politik hat versprochen, im ersten
Quartal 2020 Baurecht für ihr Projekt
herzustellen. Wird das klappen? Wann
rechnen Sie mit dem ersten Spaten-
stich?
Im ersten Quartal wird das wohl leider
nichts mehr. Es sollten nun aber sämt-
liche Punkte abgearbeitet sein, sodass
wir auf einen Satzungsbeschluss im
April hoffen. Danach können wir
dann Bauanträge stellen. Der erste
Spatenstich für einen Neubau könnte
dann in 2021 sein.

Wie wirkt sich der Beschluss des Sied-
lungsaufsichtsrates, das Kopfgrund-
stück am Dugekai an einen Hotelinves-
tor zu verkaufen, auf Ihre Pläne aus?
Ein Hotelbau am Dugekai ist auf Basis
des zu erwartenden Bebauungsplans
nur möglich, wenn eines der zwei bis-
her von der AFH GmbH geplanten
Hotels wegfällt. Das würde bedeuten,
dass sämtliche bisherigen Planungs-
aufwendungen Verluste für uns bedeu-
ten und zusätzlich die geplanten Ein-
künfte aus einem Hotel wegfallen. Das
würde die Wirtschaftlichkeit des Ge-
samtprojektes negativ beeinflussen,
zumal man uns ja schon das „Tor zur
Welt“ aus diesem Bebauungsplanver-
fahren herausgenommen hatte. Es ist
unklar, ob das geplante Hotel zum
Nutzungskonzept und den neuen
Zielgruppen passt. Das wirft Fragen
auf. Wie sollen dort Parkplätze ge-
schaffen werden? Wie wird überhaupt der
dort entstehende öffentliche Raum gestaltet?
Wie gestaltet sich die Verbindung zur Innen-
stadt? Zu guter Letzt würde dies aber auch der
Idee, diesen Standort für den Bau einer Zu-
kunftsakademie für den Tourismus zu nutzen,
entgegenstehen. Einen besseren Standort da-
für gibt es nicht. Ein Hotel am Dugekai wäre
auf jeden Fall ein Fremdkörper in unserem
Gesamtprojekt.

Hatte die AFH GmbH auch ein Kaufangebot für
das Kopfgrundstück Dugekai abgegeben?
Zunächst einmal wurden wir bei dem Ver-
kaufsprozess, dem ein Interessenbekundungs-
verfahren zugrunde liegen soll, nicht berück-
sichtigt. Wir haben erst kurz vor dem vorgese-
henen Verkauf davon erfahren. Das hat uns
schon deshalb gewundert, weil wir mit dem
Vorstand der Siedlung, Herrn Miesner, seit
Beginn des Projektes AFH im Gespräch wa-
ren. Es war uns zwar klar, dass die Siedlung
das Grundstück irgendwann veräußern möch-
te, aber es gab keinen Zeitdruck oder einen
uns bekannten Zeitplan dafür. Bereits vor dem
Kauf des Alten Fischereihafen im Dezember
2016 hatte ich mich bei den Entscheidern in
der Politik, Enak Ferlemann, Gunnar Wege-
ner, Bernd Jothe und anderen erkundigt, wie
mit dem Dugekaigrundstück verfahren wer-
den soll. Alle haben mir mehrfach versichert,
dass das Grundstück im Rahmen des Gesamt-
projektes AFH mit zu entwickeln und zu nut-
zen sei. Entweder sollten wir es erwerben kön-
nen, oder die Stadt Cuxhaven solle es selbst in
der Hand behalten, um eine optimale Verbin-
dung des Alten Fischereihafens mit der Innen-
stadt zu gewährleisten. Beides wäre für uns ok.
Auf Bitten der Stadt und der Politik haben wir
daraufhin das Grundstück der Siedlung auf
unsere Kosten im Rahmen des städtebauli-
chen Vertrags mit beplant. Deswegen hätten
wir aufgrund dieser Vorgeschichte schon er-

wartet, dass wir auch eine realistische Chance
bekommen, das Grundstück zu erwerben,
wenn die Stadt bzw. die Siedlung es nicht sel-
ber für die Entwicklung nutzen möchte.
Wir wurden aber im angeblich durchgeführten
Interessenbekundungsverfahren weder infor-
miert noch um ein Angebot gebeten. Dieses
Verfahren wurde auch offensichtlich nicht öf-
fentlich bekannt gemacht. Erst nachdem wir
von dem angeblich bevorstehenden Verkauf
gehört und interveniert haben, wurde uns
dann kurz vor Weihnachten von der Siedlung
ein Vertragsangebot zugesendet. Das sollte
dem mit dem anderen Investor endverhandel-
ten Vertrag entsprechen. In der geforderten
Frist hat die AFH GmbH ihr Angebot abgege-
ben und notwendige Anmerkungen gemacht.
Bis heute hat sich Herr Miesner darauf nicht
bei der AFH GmbH gemeldet. In einem Tele-
fonat sagte er mir, unser Angebot würde dem
Aufsichtsrat vorgelegt, der darüber entscheide.
Zu Gesprächen dazu sei er aber nicht bereit.
Von der Verkaufsentscheidung an einen ande-
ren Investor haben wir dann aus der Zeitung
erfahren. Wir wissen demzufolge auch nicht
woran es gelegen hat. Vollkommen unklar ist,
ob überhaupt gewertet worden ist oder auf
welcher Basis die Wertung getroffen wurde,
nach der einem anderen Investor „der Zu-
schlag“ gegeben wurde.

Werten Sie es als einen Affront, dass Sie mit ih-
rem Angebot nicht zum Zuge gekommen sind?

Das ganze Verfahren ist intransparent, unüb-
lich und kann nicht rechtens sein. Gesell-
schaften wie die Siedlung und Städte wie Cux-
haven und auch Parteien sind ja nicht unge-
recht, es sind immer Menschen. Und deshalb
ist es auch notwendig, dass diejenigen, welche
hier neben Herrn Miesner beteiligt sind, per-
sönlich genannt werden. Auf Aus- und Zusa-
gen von Enak Ferlemann und Thiemo Röhler
konnten wir uns bisher nicht verlassen und ihr
Handeln ist für uns auf fachlicher Ebene nicht
nachvollziehbar. Alle anderen, namentlich
Oberbürgermeister Uwe Santjer, Gunnar We-
gener, Oliver Ebken, Rüdiger Kurmann und
Bernd Jothe und offenbar die hinter ihnen ste-
henden Personen stehen zu ihrem Wort, auch
wenn nicht alle eine Stimme im Aufsichtsrat
der Siedlung haben. Für dieses vertrauensvolle
Miteinander bin ich sehr dankbar.

Nun ist zu hören, dass die AFH GmbH den Ver-
kauf des Grundstücks am Dugekai an den Ho-
telinvestor auf gerichtlichem Wege stoppen
will. Was halten Sie dem Geschäftsführer der
Siedlung, Peter Miesner vor?
Sowohl in persönlichen Gesprächen als auch
in ihrem Angebot hat die AFH GmbH deutlich
gemacht, dass sie den Verkaufsprozess für
rechtswidrig hält. In Abstimmung mit NPorts
hat man Anwälte eingeschaltet, welche mehre-
re Verfahrensfehler sehen. Diese können er-
hebliche Risiken für Käufer und Verkäufer be-
deuten. Das soll nun vor Gericht entschieden
werden. Es wurde dazu ein Eilverfahren beim
Landgericht Stade beantragt. Da aber im Rah-
men der Prüfung der Zuständigkeit des Ge-
richtes die Siedlung bereits angehört wurde
und damit die Ansprüche bekannt sind, wird
die AFH auf den Eilantrag verzichten und di-
rekt in das Hauptverfahren gehen. Ziel ist da-
bei, zu einem diskriminierungsfreien Ver-
kaufsprozess zu kommen. Wir sind uns sicher,
in einem solchen fairen Verfahren mit unse-

rem Konzept oder jedenfalls unserem Angebot
überzeugen zu können, sodass wir letztend-
lich das Dugekai-Grundstück erwerben kön-
nen. Sollte die Siedlung das Grundstück vor
einer gerichtlichen Entscheidung veräußern,
besteht das Risiko, dass der Vertrag rückwir-
kend unwirksam wird. Ein solches Vorgehen
wäre aus unserer Sicht auch nicht plausibel.
Geld soll es gemäß dem uns vorgelegten Ver-
trag erst nach Vorliegen einer Baugenehmi-
gung geben. Und die gibt es sicher nicht vor
2021. Auch deswegen verstehen wir die Eile
der Siedlung beim Verkauf nicht. Das immer
wieder zu hörende Argument, die Siedlung be-
nötige das Geld jetzt schnell, um den Sozialen
Wohnungsbau voranzubringen, kann jeden-
falls nicht der Grund sein, da das Geld der
Siedlung gar nicht schnell zur Verfügung
steht.

Was vermuten Sie hinter dem eiligen Verfahren
durch den Siedlungs-Aufsichtsrat?
Das überstürzte Handeln der Siedlung scheint
nur den Zweck zu haben, möglichst schnell
(vermeintlich) vollendete Tatsachen zu schaf-
fen. Auch hätte ich mir gewünscht, dass der
Verkaufsprozess für das wichtigste Grund-
stück im Alten Fischereihafen transparent ge-
staltet wird. Warum wurden nicht die ver-
schiedenen Konzepte, welche der Siedlung
angeboten wurden, öffentlich präsentiert, so
wie wir es ist auch gemacht haben. Selbst viele
Ratsmitglieder wissen nicht, was da angeboten

wurde. Und das bei einer 100-prozen-
tigen städtischen Gesellschaft.

Fühlen Sie sich bei Ihrem Projekt von
Politik und Verwaltung ausreichend un-
terstützt?
Ja, eindeutig. Die klare Mehrheit der
Politik steht hinter dem Projekt. Der
neue Oberbürgermeister als Chef der
Verwaltung und alle in der Verwal-
tung beteiligten Bereiche arbeiten mit
uns konstruktiv zusammen. Sämtliche
im Rat vertretende Parteien sind inte-
ressiert, fragen uns, nehmen an den
vielen Veranstaltungen zum Projekt
teil, nur die Spitze der CDU arbeitet
gegen das Projekt. Das Motiv ist mir
nicht klar.

Der erste große Schritt bei der Umset-
zung ihrer Pläne, ist die Sanierung der
Kaimauern, zu der sich die AFH GmbH
beim Kauf des Alten Fischereihafens bis
2023 vertraglich verpflichtet hat. Sie
rechnen mit Kosten von über 30 Millio-
nen Euro. Können Sie die Finanzierung
aus eigener Kraft stemmen?
Die Finanzierung können wir nur aus
eigener Kraft stemmen, wenn wir die
Unterstützung aller Beteiligten haben.
Die vielen kleinen Verzögerungen, die
Herausnahme des Kopfgrundstückes
mit dem „Tor zur Welt“ und nun die
Unsicherheit um das Dugekaigrund-
stück und vor allem die Verteilung der
B-PLan-Hotelkontingente schaden

der Wirtschaftlichkeitsprognose des Gesamt-
projektes. Wir gehen aber immer noch davon
aus, das Projekt wie geplant realisieren zu
können. Wie gesagt - wir sind überzeugt, uns
das Dugekaigrundstück und damit auch das
erforderliche Hotelkontingent in einem diskri-
minierungsfreien, transparenten Verfahren si-
chern zu können. Sollte dies wider Erwarten
nicht gelingen, werden wir andere Wege fin-
den.
Zudem könnte ohnehin die Nutzung eines be-
reits seit Längerem bestehenden Programms
zur Förderung von Hafeninfrastrukturprojek-
ten helfen, das zu 50 Prozent vom Land und
zu 50 Prozent vom Bund finanziert ist. Dieses
Geld können aber nur Kommunen oder mehr-
heitlich von den Kommunen gehaltene Gesell-
schaften beantragen. Die Stadt prüft zurzeit, in
welcher Konstellation die Fördermittel bean-
tragt werden können. Ob wir aus diesem Topf
Geld bekommen können, hängt sicher auch
erheblich von der Unterstützung aus der Poli-
tik ab. Im Moment haben wir den Eindruck,
dass alle Beteiligten daran konstruktiv mitwir-
ken.

Gibt es einen Plan B, falls sich ihre Planungen in
der jetzigen Form nicht umsetzen lassen?
Sobald der B-Plan (Bebauungsplan) verab-
schiedet ist, werden wir beginnen Plan A, das
heißt die Kaimauersanierung mit integrierter
Tiefgarage, umzusetzen. Knapp kann es nur
bei der Sanierung der Kaimauer werden, wenn
eine Förderung nicht gewährt wird. Dazu
müssten wir dann mit NPorts eine andere Lö-
sung finden.

Wo werden wir bezüglich des AFH im Jahre
2024 stehen?
Auf jeden Fall haben wir dann schon einige
Richtfeste und Einweihungsfeiern hinter uns!

Herr Plambeck, vielen Dank für das Gespräch.

Unternehmer Norbert Plambeck, treibende Kraft hinter dem Sanie-
rungsprojekt Alter Fischereihafen. Foto: Sassen


